
Liebe Genossinnen und Genossen,  

Liebe Freundinnen, liebe Freunde, 

 

Europa hat gewählt. Insgesamt 360 Millionen Europäerinnen und Europäer 
konnten in den 27 Mitgliedstaaten ihre Stimme abgeben. Bei uns in 
Deutschland durfte dieses Mal bereits ab 16 Jahren gewählt werden. Doch 
das Ergebnis ist für uns enttäuschend und liegt unter unserem Anspruch. 
Wir haben mit vielen Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfern engagiert für 
eine starke Sozialdemokratie gekämpft. Ihnen gilt unser Dank ebenso wie all 
jenen, die sich bei der Europawahl und den Kommunalwahlen in acht Bun-
desländern für demokratische Parteien eingesetzt haben. Dieser Wahlkampf fand in einer gesellschaftlichen 
Stimmung statt, die aggressiv und teilweise bedrohlich war. Unsere Themen soziale Sicherheit, Freiheit, Frieden 
und Gerechtigkeit sind den Menschen sehr wichtig. Aber das bringt sie nicht automatisch dazu, uns auch ihre 
Stimme zu geben. Die Menschen wollen uns stärker für unsere Sache kämpfen sehen. 
In der Gesamtbetrachtung lässt sich festhalten, dass im Europäischen Parlament die proeuropäischen 
Kräfte immer noch in der Mehrheit sind. Die EVP bleibt stärkste, die S&D zweitstärkste Kraft. Trotzdem besorgen 
uns die Ergebnisse unserer europäischen Nachbarn: in den Niederlanden, Frankreich, Italien und Österreich ha-
ben rechte, nationalistische und EU-feindliche Kräfte die Wahlen gewonnen. Auch bei uns wurde eine rechtsext-
reme, demokratie- und europafeindliche Partei zweitstärkste Kraft. Dieser Rechtsruck ist eine Gefahr 
für unsere freiheitliche Gesellschaft in Deutschland und in Europa. Dem müssen und werden wir uns weiterhin 
entgegenstellen. In der Fraktionssitzung hatten wir unsere Spitzenkandidatin Katarina Barley und den Vorsitzen-
den der deutschen S&D Delegation René Repasi zu Gast. Mit ihnen haben wir das Ergebnis diskutiert und ihre 
Einschätzung gehört. Dass wir die politische und wirtschaftliche Zusammenarbeit in der EU weiter brauchen, 
zeigt sich heute mehr denn je. Mehr als zwei Jahre sind mittlerweile seit dem russischen Überfall auf die Ukraine 
vergangen. Den Frieden sichern heißt heute, dass wir die Ukraine dabei unterstützen, ihre Unabhängigkeit und 
Souveränität zu verteidigen. Der Krieg hat immense Schäden in der Ukraine verursacht, deren Beseitigung meh-
rere Jahrzehnte in Anspruch nehmen wird. In der letzten 
Woche kamen zahlreiche Staats- und Regierungschefs zu 
einer Friedenskonferenz in der Schweiz zusammen, an der 
auch Bundeskanzler Olaf Scholz teilnahm. Ein weiterer wich-
tiger Schritt für die Zukunft in Europa. 
 

Viel Spaß beim Lesen  
 
Euer  
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Diese Woche war voller spannen-
der und produktiver Tage parallel 
zur Ukraine Recovery Conference 
in Berlin! Ich hatte die Gelegen-
heit, viele Gäste aus der Ukraine 
zu treffen: Parlamentarier ebenso 
wie Vertreter der Zivilgesellschaft.  
Sonia Khush, Ukraine-
Landesdirektorin von Save the 
Children, gab wertvolle Einblicke 
in die aktuelle Situation vor Ort. 
Sie verfügt über umfangreiche 
Erfahrungen aus Syrien und 
Washington D.C. Ihr Engagement 
und ihre Perspektive sind von ent-
scheidender Bedeutung, wenn 
wir über Möglichkeiten zur Unter-
stützung der Wiederaufbaubemü-
hungen in der Ukraine diskutie-
ren. Ich freue mich auch auf die 
weitere Zusammenarbeit mit Lea 
Bénédicte Meyer, der Advocacy-
Referentin, und Jahat Abdulla, die 
als Regionaldirektorin hier in Ber-
lin auch für Osteuropa zuständig 
ist.  
In unserem Gespräch mit Katery-
na Ryzhenko und Veronika Bory-
senko von Transparency Internati-

onal Ukraine ging es um die 
nächsten prioritären Schritte bei 
der Korruptionsbekämpfung und 
die erforderlichen Schutzmaßnah-
men sowie die Reform der Finanz-
kontrolle. Ihre Arbeit ist von ent-
scheidender Bedeutung für die 
Gewährleistung von Transparenz 
und Rechenschaftspflicht in dieser 
kritischen Phase, insbesondere im 

Zusammenhang mit der europäi-
schen Integration der Ukraine. 
Und schließlich war es schön, Julia 
und Igor wiederzusehen, ein wun-
derbares Paar aus Kyiv, das ich in 
meiner Wohnung in Berlin aufge-
nommen hatte, nachdem russi-
sche Truppen die ukrainische 
Hauptstadt bedroht hatten. Beide 
engagieren sich für die Verteidi-
gung der Ukraine gegen den ille-
galen russischen Krieg und für 
den Wiederaufbau ihres geliebten 
Landes. Aus diesem Grund nah-
men sie auch an der Ukraine 
Recovery Conference teil.  
Diese Gespräche haben einmal 
mehr gezeigt, wie wichtig die 
Fortsetzung unserer militärischen 
und finanziellen Unterstützung für 
Kyiv ist. Und sie haben mich in 
meinem Engagement für den 
Wiederaufbau und die Integration 
der Ukraine in die europäische 
Gemeinschaft bestärkt. Lassen Sie 
uns weiterhin gemeinsam für eine 
bessere Zukunft arbeiten! 
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Der Wahlpflichtkurs Geschichte des 
11. Jahrgangs der IGS Hameln hat 
sich im Schuljahr 2022/23 intensiv 
mit dem 1956 auf dem Klüt errich-
teten Gedenkstein für drei am En-
de des Zweiten Weltkrieges gefal-
lene deutsche Soldaten be-
schäftigt. Dabei reflektierten die 
Schülerinnen und Schüler auch kri-
tisch die Inschrift des Gedenksteins 
„Sie starben im Glauben an das 
ganze Deutschland“ vor dem Hin-
tergrund des Zweiten Weltkrieges 
sowie der erinnerungskulturellen 
Ausrichtung, für die die Inschrift 
steht. Das Projekt wurde vom 
Volksbund, der IGS Hameln und 
der Stadt Hameln organisiert. Die 
Tafel selbst sowie die Unterkon-
struktion wurde von Schülerinnen 
und Schülern der Eugen-Reintjes-

Schule (ERS) auf dem Klüt instal-
liert. Bei der Einweihung der Ge-
schichts- und Erinnerungstafel auf 
dem Klüt würdigten Oberbürger-
meister Claudio Griese und  Land-
rat Dirk Adomat die Arbeit der 
Schülerinnen und Schüler. Die 
Schülerinnen und Schüler der IGS 
Hameln hatten sich für ihren Bei-
trag zur Einweihung der Ge-
schichts- und Erinnerungstafel 
überlegt, welche Inschrift sie aus 
heutiger Sicht für den Gedenk-
stein wählen würden: „Die drei 
gefallenen Soldaten sind ein Sinn-
bild für die Brutalität und Sinnlo-
sigkeit des Zweiten Weltkrieges. 
Der Gedenkstein soll ein Mahn-
mal gegen den Krieg sein“. 
Gern habe ich an der Einweihung 
teilgenommen und war sehr be-

eindruckt, wie intensiv sich die 
Schülerinnen und Schüler sich mit 
dem Thema Krieg auseinanderge-
setzt haben. Ein sehr gutes Beispiel 
Geschichte pädagogisch erfahrbar 
zu machen und aufzuarbeiten. 

Gestern Abend durfte ich eine 

Gruppe von Vertreterinnen und 

Vertretern aus der moldauischen 

Zivilgesellschaft im Bundestag be-

grüßen. Anlässlich der Wahlen zum 

EU-Parlament, der im Herbst anste-

henden Parla-

mentswahl in der 

Republik Moldau 

und insbesondere 

einem geplanten 

Referendum zu 

einem möglichen 

EU-Beitritt des 

Landes tauschten 

wir uns zu den 

gesellschaftlichen 

Perspektiven in 

der Republik Mol-

dau, den vielen 

Chancen, aber 

auch den Problemen aus, die das 

Land auf seinem Weg in die EU der-

zeit noch bewältigen muss. Die 

Gäste aus der Republik Moldau ver-

traten dabei verschiedene Nichtre-

gierungsorganisationen, dazu hatte 

ich als Vorsitzender des Deutsch-

Moldauischen Forums die Forums-

mitglieder eingeladen. Auch das 

Institut für Europäische Politik 

(IEP), unser Kooperationspartner 

für die Veranstaltung, hatte einge-

laden. So ver-

brachten wir 

einen interes-

santen Abend, 

bei dem die 

Zeit fast nicht 

reichte für die 

Vielzahl an As-

pekten. Wir 

werden den 

Austausch 

deshalb 

hoffentlich 

schon bald 

fortsetzen! 
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Solidarität und Entschlossenheit 
für die Ukraine!  
Die Wiederaufbaukonferenz in 
Berlin war ein wichtiger Mo-
ment, um unsere Unterstüt-
zung für die Ukraine zu verstär-
ken. Gemeinsam haben wir 
konkrete Schritte eingeleitet, 
um den Wiederaufbau dieses 
durch den völkerrechtswidri-
gen Angriffskrieg Russlands 
schwer geprüften Landes syste-
matisch zu unterstützen. In 
meiner Rede im Bundestag ha-
be ich betont, dass der Wieder-
aufbau und die EU-Integration 
der Ukraine Hand in Hand ge-
hen müssen. Denn Fortschritte 
bei der Korruptionsbekämp-

fung und die Stärkung der Rechts-
staatlichkeit, die eine Annäherung 

an die EU voraussetzen, sind wich-
tige Schritte, um auch das Vertrau-

en von Investoren zu stärken. 
Beides ist wichtig für eine ef-
fektive und nachhaltige Ent-
wicklung. Die notwendige Be-
dingung ist natürlich, dass 
Russland seine imperialisti-
schen und zerstörerischen Er-
oberungsambitionen aufgibt. 
Lassen Sie uns diese Chance 
nutzen, um die Ukraine als Teil 
der europäischen Familie zu 
etablieren. Die Ukrainerinnen 
und Ukrainer haben eine trag-
fähige Zukunft, und unsere 
Unterstützung heute sichert 
auch die Zukunft in einem 
friedlichen Europa.  

Im dänischen Parlament, dem Folk-
eting, war ich in Kopenhagen zum 
Ständigen Ausschuss der Ostsee-
Parlamentarierkonferenz zu Gast. 
Gemeinsam mit Anna Kassautzki 
habe ich als Vertreter des Bundes-
tags unsere Positionen im Ostsee-
Parlament vertreten. Eigentlich 
hatte die dänische Präsidentschaft 
die Vertreter der nationalen und 

regionalen Parla-
mente des Ostsee-
raums nach Thor-
shavn auf die Färö-
er Inseln eingela-
den. Aufgrund ei-
nes dortigen Gene-
ralstreiks mussten 
wir umdisponieren 
und trafen uns im 
Saal des Europa-
ausschusses im 
dänischen Folke-
ting. Unter der Lei-
tung unseres Präsi-

denten Henrik Møller haben wir 
die Jahrestagung der Ostsee-
Parlamentarier Ende August weiter 
vorbereitet. Für die diesjährige Re-
solution, die auf der Jahrestagung 
in Helsingør beschlossen werden 
soll, spielt die Sicherheitsthematik 
im Ostseeraum eine herausgeho-
bene Rolle und natürlich werden 
wir auch die bisherigen Ergebnisse 

der Working Group on Energy 
Security, Self-sustainability, Resi-
lience and Connectivity maßgeblich 
mit einbeziehen. Es war wie immer 
ein guter Austausch, bei dem wir 
mit der Sozialdemokratin Oddný 
Harðardóttir unsere neue isländi-
sche Kollegin ebenso erstmals in 
unserer Runde begrüßen durften, 
wie die neuen Kollegen Pauli Aalto-
Setälä aus Finnland und Romualdas 
Vaitkus aus Litauen. Beim abschlie-
ßenden gemeinsamen Abendessen 
in einem Restaurant im Freizeitpark 
Tivoli mitten in der Innenstadt von 
Kopenhagen sind uns dann ganz 
zufällig noch die Spieler des Achtel-
final-Gegners unserer deutschen 
Fußball-Nationalmannschaft über 
den Weg gelaufen. Bei einem gro-
ßen Event direkt gegenüber des 
Restaurants wurde die dänische 
Mannschaft von vielen Fans zur 
Europameisterschaft verabschie-
det. 



Bei meinem Besuch der KGS Bad 
Münder habe ich mich mit Schüle-
rinnen und Schülern des 9. Jahr-
gangs des gymnasialen Zweigs aus-
getauscht. Es wurde ein spannen-
des Gespräch zu vielen Fragen 
rund um die aktuelle politische La-
ge und was es in schwierigen Zei-
ten bedeutet, sich politisch zu en-
gagieren. Die Diskussion war sehr 
lebhaft und inspirierend, und ich 
habe viele gute Gedanken gehört, 
die mich zum Nachdenken ange-
regt haben. Besonders beeindru-
ckend war das Interesse und die 
Ernsthaftigkeit, mit der die Schüle-
rinnen und Schüler sich mit den 
politischen Themen auseinander-
gesetzt haben. Es war eine Heraus-
forderung, die zahlreichen und 

manchmal sehr detaillierten Fra-
gen zu beantworten, doch es hat 
mir große Freude bereitet, mein 
Wissen und meine Erfah-
rungen zu teilen. Solche 
Gespräche sind wichtig, 
um ein besseres Ver-
ständnis füreinander zu 
entwickeln und die ver-
schiedenen Perspektiven 
zu erkennen. Ich hoffe, 
dass die Schülerinnen 
und Schüler weiterhin so 
interessiert und enga-
giert bleiben. Der Einsatz 
und Wille, sich mit politi-
schen Themen zu be-
schäftigen, sind äußerst 
wertvoll und wichtig für 
unsere Gesellschaft. Poli-

tik lebt vom Mitmachen und Mit-
gestalten, und dies ist ein wichtiger 
Beitrag dazu. 

Der Juni ist der Monat der queeren 
Community. Erstmalig fand pas-
send dazu in der Hamelner Innen-
stadt der Christopher-Street-Day 
statt. Dieser Tag erinnert auf der 
ganzen Welt an den Aufstand 
queerer Menschen in 
der New Yorker Chris-
topher Street gegen  
polizeiliche Willkür, Ge-
walt und Unterdrü-
ckung. Organisiert vom 
Queeren Netzwerk We-
serbergland e.V. hat 
Vorsitzender Rico Stips 
mit seinem Team eine 
bunte, vielfältige und 
diverse Veranstaltung 
organisiert.  
In den Reden u.a. von 
der queerpolitischen 
Sprecherin unserer Bun-
destagsfraktion Anke 
Hennig auf der Hamel-

ner  Hochzeitsterrasse, wurde die 
Wichtigkeit dieser Veranstaltung 
betont, um für mehr Sichtbarkeit 
und Akzeptanz für die Bedürfnisse 
der LGBTQIA+-Community Auf-
merksamkeit zu generieren. Leider 

ist es auch im Jahr 2024 noch im-
mer ein großes Problem, dass Aus-
grenzung und Diskriminierungen 
zum Alltag vieler Menschen mit 
einer queeren Lebensweise gehö-
ren. Bei der bunten Parade, die 

durch die Hamel-
ner Innenstadt 
zog, wurde ge-
zeigt wie bunt, 
offen und vielfäl-
tig das Weser-
bergland ist. Die 
anschließende 
Bühnenshow mit 
Live Musik und DJ 
rundet diesen tol-
len Tag ab. Herzli-
chen Dank an alle 
Teilnehmenden 
sowie die Organi-
satoren für diese 
herausragende 
Veranstaltung.  

 
 



Mehr Geld, Flexibilitätssemester 
und Studienstarthilfe beim Bafög 
Seit 1971 können junge Menschen 
eine Förderung durch das Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz 
(Bafög) erhalten, um ihren Lebens-
unterhalt während einer schuli-
schen oder akademischen Ausbil-
dung zu finanzieren. Um die Förde-
rung besser an das Studierverhal-
ten anzupassen und flexibler zu ge-
stalten, verbessern wir zum dritten 
Mal in dieser Wahlperiode das Ba-
fög. Den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zur 29. Novelle berie-
ten wir in dieser Woche abschlie-
ßend. Konkret ist vorgesehen, eine 
Studienstarthilfe von 1.000 Euro für 
Studienanfänger:innen einzufüh-
ren, deren Eltern Bürgergeld oder 
Wohngeld erhalten. Das Geld kann 
für Ausgaben verwendet werden, 
die zu Beginn des Studiums anfal-
len. Zudem wird die Zuverdienst-
grenze fortlaufend so erhöht, dass 
ein Minijob immer anrechnungsfrei 
bleibt. Die Freibeträge für das El-
terneinkommen werden um 5,25 
Prozent erhöht, sodass wieder 
mehr junge Menschen gefördert 
werden und Personen, die eine Teil-
förderung erhalten, mehr Geld be-
kommen. Wer einen Fachrichtungs-
wechsel anstrebt, hat künftig bis 
zum fünften Semester dafür Zeit, 
also ein Semester länger. Zudem 
kann ohne Angabe von Gründen ein 
Semester über die Regelstudienzeit 
hinaus studiert werden 
(Flexibilitätssemester). Die Ände-
rungen treten zu Beginn des Schul-
jahres 2024/25 und zum Winterse-
mester 2024/25 in Kraft. Im parla-
mentarischen Verfahren ist es uns 
zusätzlich gelungen, eine Nullrunde 
abzuwenden. Als Ausgleich für die 
gestiegenen Preise erhöhen wir den 
Bedarfssatz zum zweiten Mal in 
dieser Wahlperiode um diesmal 

fünf Prozent von 452 auf 475 Euro 
und die Wohnkostenpauschale 
von 360 auf 380 Euro für diejeni-
gen, die nicht bei den Eltern woh-
nen. Insgesamt steigt damit der 
Förderhöchstsatz von 934 auf 992 
Euro. Die geplante Anhebung der 
maximalen Rückzahlungssumme 
haben wir abwenden können. Denn 
wer eine Ausbildung aufnimmt, 
soll keine Angst vor einem wach-
senden Schuldenberg haben müs-
sen.                                                 
Für eine gute Postversorgung – 
überall in Deutschland 
Die sichere Postversorgung muss 
auch in Zeiten rückläufiger Brief-
mengen gewährleistet sein. Dazu 
wird nun das Postrecht moderni-
siert. Einen entsprechenden Ge-
setzentwurf der Bundesregierung 
wurde in der letzten Woche in 2./3. 
Lesung beraten. Ziel ist es, Arbeits-
bedingungen zu verbessern, für 
mehr Nachhaltigkeit zu sorgen und 
die Grundversorgung zu stärken – 
und zwar in der Stadt und auf dem 
Land. Das neue Gesetz soll sicher-
stellen, dass die postalische Grund-
versorgung, also der sogenannte 
Universaldienst, an sechs Tagen in 
der Woche, ausreichend und stabil 
finanziert werden kann. Gleichzeitig 
soll das Briefporto erschwinglich 
und deutlich unter dem europäi-
schen Durchschnitt bleiben. Beides 
ist angesichts sinkender Briefmen-
gen eine Herausforderung. Aus die-
sem Grund werden künftig die 
Brieflaufzeiten angemessen verlän-
gert – und gleichzeitig die Zustel-
lung zuverlässiger. Derzeit müssen 
durchschnittlich 80 Prozent der 
Briefe am folgenden Werktag und 
95 Prozent am zweiten Werktag an-
kommen. Künftig müssen Standard-
briefsendungen zu 95 Prozent am 
dritten und zu 99 Prozent am vier-
ten Werktag den Empfänger errei-

chen. Damit der Wettbewerb fair 
bleibt, sind gute Arbeitsbedingun-
gen vor allem in der Paketbranche 
unverzichtbar. Daher soll zukünftig 
der Marktzugang daran gekoppelt 
werden, dass die Regelungen zu 
Arbeitsbedingungen eingehalten 
werden. Wer sich nicht an die Spiel-
regeln hält, verliert den Zugang. 
Gegen Verstöße kann so wirksam 
vorgegangen werden, auch 
durch die Einrichtung einer Be-
schwerdestelle für Arbeitneh-
mer:innen bei der Bundesnetzagen-
tur. Außerdem rückt das neue Post-
gesetz die Nachhaltigkeit stärker in 
den Fokus. So können 
Nutzer:innen durch ein freiwilliges 
Umweltzeichen nachvollziehen, wie 
hoch die Treibhausgasbelastung 
durch die jeweilige Paketbeförde-
rung ist. Dies gibt ihnen die Mög-
lichkeit, sich für den Anbieter zu 
entscheiden, der bei der Paketbe-
förderung vergleichsweise geringe-
re Treibhausgase emittiert. Im par-
lamentarischen Verfahren konnten 
wir weitere Verbesserungen errei-
chen. Es ist gelungen, bei der Si-
cherstellung guter Arbeitsbedin-
gungen deutlich nachzuschärfen, 
um inakzeptable Auswüchse gerade 
in der Paketbranche zukünftig zu 
verhindern. Die geänderten 
Regelungen stellen sicher, dass die 
Subunternehmer der großen Paket-
dienstleister und deren Auftragneh-
mer künftig engmaschiger und 
schärfer auf die Einhaltung von 
Mindestlohn-, Arbeitszeit- und Ar-
beitsschutzvorschriften hin über-
prüft werden. Außerdem wird si-
chergestellt, dass besonders schwe-
re Pakete mit einem Gewicht von 
über 20 kg in Zukunft nur noch 
von zwei Personen getragen wer-
den dürfen oder ein geeignetes 
Hilfsmittel zum Einsatz 
kommt. 
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